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ei genauerer Betrachtung bieten
zwar Bauordnungen der Länder
vereinzelt die Möglichkeit, in-
nerhalb eines engen Rahmens
von technischen Richtlinien oder

Normen abzuweichen, damit verbunde-
ne zivilrechtliche Haftungsfragen bleiben
davon jedoch unberührt.

Beim deutschen Entwurf zum  Ge-
bäudetyp-E handelt es sich im Wesentli-
chen umeinen neuen Vertragstypus zwi-
schen  fachkundigen Unternehmern 
und damit umeinen Vertragstypus für
den B2B-Bereich, mit dem Standards aus
technischen Richtlinien und Normen
durch Parteienvereinbarung unterschrit-
ten werden können. Das Verbraucher-
recht soll davon jedoch unberührt blei-
ben.

Nun ist der rechtwirksame Abschluss
einer derartigen Vereinbarung zwischen
zwei Unternehmern auch nach der derzeit

geltenden österreichischen Rechtslage
unter gewissen Voraussetzungen durch-
aus denkbar. Wie vom deutschen Höchst-
gericht in diesem Zusammenhang jedoch
zutreffend angemerkt, stellt sich dabei ein
faktisches und darauf aufbauend wieder-
umein rechtliches Problem.

Das zur Diskussion stehende  nor-

menreduzierte Bauen soll vor allem der
Kostensenkung im Wohnbau dienen. Da

die Endabnehmer (Käufer) bzw. End-
nutzer (Mieter) im Wohnbau in der Re-

gel als Verbraucher im Sinne des Konsu-

mentenschutzgesetz (KSchG) zu qua-

lifizieren sind, bleibt in diesem Zusam-
menhang fraglich, in welchem Umfang
und in welcher Detailtiefe Verbraucher
über die mit dem Abweichen von tech-
nischen Normen und Richtlinien ver-

bundenen Folgen aufzuklären sind. Fest
steht aber, dass die Aufklärung über die
mit der Abweichung verbundenen Fol-

gen demdurchschnittlichen Verbraucher
derart klar vermittelt werden müssten,
dass dieser die Folgen nach demMaßstab
des KSchGvollumfänglich fassen kann.
Denn nur dann, wenn dem Verbraucher
eine Entscheidungsgrundlage geboten
wird, die es ihm ermöglicht, die Folgen
des Abweichens von technischen Nor-
menbeurteilen zu können, ist eine wirk-
sameVereinbarung darüber denkbar.

Im Zusammenhang mit den Aufklä-
rungspflichten ist auch die im Werkver-
tragsrecht zur Anwendung gelangende
Prüf- und Warnpflicht gemäß § 1168a

ABGBzu beachten, die den Auftragge-
ber nur dann von seiner gewährleistungs-
bzw. schadenersatzrechtlichen Haftung
befreit, wenn er den nicht fachkundigen
Auftragnehmer bereits im vorvertragli-
chen Stadium über die Risiken und Fol-
gen hinreichend aufgeklärt bzw. gewarnt
hat. Aber nicht nur die bauausführenden

B

In Teil 1 wurde bereits dargestellt, dass aufgrund des stark europarechtlich geprägten Normenwe-
sens sowie harmonisierten Verbraucher- und Gewährleistungsrechts eine rein nationale  Lösung 
sowohl für den Bundes- bzw. Landesgesetzgeber als auch für die Normungsinstitute schwer um-
setzbar erscheint. Wie in Deutschland stellt sich auch für Österreich die Frage, ob nicht bereits ein
(rechtlicher) Wegzum erklärten Ziel des kostengünstigen bzw. leistbaren Bauens vorhanden ist.
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Unternehmen, sondern auch Ziviltechni-
ker und Architekten treffen als Sachver-
ständige gemäß § 1299 ABGBund Planer
bereits in der Planungsphase besonders
hohe gesetzliche sowie berufsrechtliche
Schutz- und Sorgfaltspflichten gegenüber
fachkundigen und vor allem nicht fach-
kundigen Auftraggebern, deren Verlet-
zung haftungsrechtliche Folgen nach sich
ziehen kann.

Kritische Fragen
Vor allem aufgrund der mit einem

Abweichen von den technischen Nor-
menund Richtlinien verbundenen haf-
tungsrechtlichen Folgen ist der Umstand,
dass ein Abweichen nur dann möglich
sein soll, wenn es dabei umKomfort oder
umAusstattungsmerkmale geht, beson-
ders kritisch zu betrachten. Als Beispiel
wurden sowohl in der deutschen als auch
in der österreichischen Diskussion un-

ter anderem die Materialeinsparungen

bei Stahlbetonzwischendecken genannt.
Dabei sei für die Tragfähigkeit und damit
Statik auch eine geringere Deckenstär-
ke ausreichend. Bei Erfüllung der Norm
kommees jedoch zu einem überdurch-
schnittlichen Materialeinsatz. Die da-
mit verbundenen Materialeinsparungen
(z. B. Beton, Bewehrung) führen zwar zu
einer besseren CO2-Bilanz und Kostenre-

duktion, mit den Materialeinsparungen
ist jedoch auch eine Reduktion der Tritt-

schalldämmung verbunden. Das Ansin-

nen, im Bereich des Komforts einzuspa-
ren, ist in diesem Zusammenhang vor al-
lem deshalb kritisch zu hinterfragen, weil
auch Eigenschaften, die vermeintlich
bloß demKomfort dienen, den gewähr-
leistungsrechtlichen Mangelbegriff erfül-
len können, sofern sie eine Nutzung er-

heblich beeinträchtigen, was bei einer er-

höhten Lärmbelastung aufgrund einer ge-
ringeren Trittschalldämmung keinesfalls

ter anderem die Materialeinsparungen auszuschließen ist.

Fazit
Ein Abweichen von technischen

Normen erscheint im B2B-Bereich be-
reits nach der geltenden österreichischen
Rechtslage zumindest eingeschränkt und
unter Beachtung der gesetzlichen Gren-
zen als möglich, bietet aber im wohn-
rechtlichen Kontext  insbesondere ge-

genüber Verbrauchern  nur begrenz-
ten Spielraum. Die zentralen Herausfor-
derungen liegen in der rechtssicheren
Umsetzung derartiger Vereinbarungen
und der rechtssicheren Aufklärung über
die Folgen normabweichender Ausfüh-
rung. Auch ein Abweichen von Komfort-
standards, wie etwa eine reduzierte Tritt-
schalldämmung, bleibt haftungsrechtlich
riskant, weil sie unter Umständen den-
noch einen Mangel begründen können.

Ein zukunftsfähiger Ansatz für kos-
tensparendes Bauen wird daher weniger
in einer pauschalen Normreduktion lie-
gen, sondern vielmehr in transparenten,
rechtskonformen Abweichungskonzep-
ten, kombiniert mit klaren Informations-
pflichten und technischen Alternativen,
die Qualität und Wirtschaftlichkeit sinn-
voll vereinen.

RechtTeil 2 der Serie
zum  Gebäudetyp E 
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Herausforderungen und Schlussfolgerungen

 Haftungsrechtliche Herausforderun-
gen bei Abweichen von technischen
Normen nach der geltenden Rechtslage

 In Österreich ist eine vertragliche Regelung im B2B-Bereich theoretisch denkbar, jedoch
rechtlich und faktisch herausfordernd.

 Vor allem im Wohnbau sind Endnutzer meist Verbraucher  sie müssen umfassend und
verständlich über technische Abweichungen informiert und aufgeklärt werden.

 Sowohl ausführende Bauunternehmen als auch Architekten und Ziviltechniker treffen
weitreichende Aufklärungs-, Prüf- und Warnpflichten (§§ 1168a, 1299 ABGB), deren Verlet-
zung haftungsrechtlich relevant ist.

 Auch Einsparungen beim Komfort (z. B. schlechterer Schallschutz) können rechtlich
relevante Mängel darstellen

 Fazit
 Die rechtswirksame Vereinbarung zukunftsfähiger technischer Alternativlösungen im

Bereich Komfort und Ausstattung ist national nur durch umfassende, transparente und
rechtskonforme Aufklärung denkbar.
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